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Freispruch für Ex-Kanzler Kurz: Ein Ende
der Ibiza-Affäre?

Sebastian Kurz, Österreichs Ex-Kanzler, wurde vom
Oberlandesgericht Wien freigesprochen. Der Fall dreht sich

um Falschaussage im Ibiza-Untersuchungsausschuss.

Wien, Österreich - Österreichs Ex-Kanzler Sebastian Kurz
wurde vom Oberlandesgericht Wien freigesprochen. Der Vorwurf
lautete auf Falschaussage im Kontext des Ibiza-
Untersuchungsausschusses, der sich mit seiner Rolle bei der
Bestellung von Aufsichtsräten für die Staatsholding Öbag
beschäftigte. Das Gericht hob damit eine frühere Verurteilung
auf, die Kurz zu acht Monaten Haft auf Bewährung verurteilt
hatte. Die Entscheidung fiel am 26. Mai 2025, und bedeutet für
Kurz eine Entlastung und die Möglichkeit, erneut in die politische
Arena zurückzukehren.

Das Oberlandesgericht stellte fest, dass Kurz‘ Antworten nicht
als falsch zu werten seien. Die erste Instanz hatte festgestellt,



dass er seinen Einfluss sowohl heruntergespielt habe als auch
offensichtlich nicht den Anschein erweckt, vollständig und
abschließend ausgesagt zu haben. Kurz betonte in seinem
Schlusswort, dass er die vorherige Entscheidung als
unverständlich empfand. Zudem räumte er ein, sich nicht
ausreichend auf die vierstündige Befragung vorbereitet zu
haben. Sein Ziel sei es immer gewesen, „auf keinen Fall etwas
Falsches zu sagen“.

Der Berufungsprozess und die Rolle seines
Anwalts

Der Berufungsprozess vor dem Oberlandesgericht war zweifellos
ein entscheidender Moment für Kurz. Sein Anwalt hatte während
des Verfahrens auf Mängel in der Befragung durch das
parlamentarische Gremium hingewiesen. Besonders kritisierte
er, dass Kurz bei einer entscheidenden Frage unterbrochen
wurde und somit nicht in der Lage war, seine Aussagen
vollständig darzustellen. Dies hatte beim Prozess zu Verwirrung
und Unstimmigkeiten geführt, was letztendlich zur Forderung
eines Freispruchs für den Ex-Kanzler führte.

Die entscheidende Frage, die in dieser Debatte aufwirft, ist die
zur Transparenz und Rechtsstaatlichkeit in Österreich. Der
Kreutner-Bericht thematisiert diese Problematik im Kontext der
„Ibiza-Affäre“. Politische Korruption gilt als ein europaweites
Problem, und Österreich weist gravierende institutionelle
Schwächen auf, insbesondere im Justizsystem. Die politische
Diskussion über diese Themen hat sich intensiviert, jedoch sind
keine unmittelbaren Initiativen zur Umsetzung von
Empfehlungen zur Verbesserung der Justiz sichtbar.

Reformen der Justiz und Ausblick

Der Kreutner-Bericht legt nahe, dass es dringend notwendig ist,
die Unabhängigkeit der Justiz zu gewährleisten und Reformen
zur Trennung von Justiz und Politik durchzuführen. Politische



Weisungen im Justizministerium beeinflussen die Anklagen, was
Transparenzprobleme verstärkt. Der bevorstehende
Parlamentswahltermin am 29. September 2024 ist von
Bedeutung, da dieser die Aussichten auf Reformen zur
Korruption und zur Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeit in
Österreich thematisieren könnte.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Freispruch von
Sebastian Kurz ein bedeutendes juristisches Ergebnis darstellt.
Es bleibt abzuwarten, wie sich die politische Diskussion in
Österreich entwickeln wird und welche Rolle der Bericht über die
Mängel im Justizsystem im öffentlichen Diskurs spielen wird.
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